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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend möchten wir Sie über die aktuellen Themen für den Monat November 2019 informieren. 
Hierzu haben wir Ihnen wieder eine Auswahl aktueller Urteile und Verwaltungsanweisungen aus den 
Bereichen Steuern, Recht und Wirtschaft zusammengestellt. 
 
Sollten Sie zu den nachfolgenden Informationen oder sonstigen Themen Fragen haben, so sprechen 
Sie uns bitte an. Wir unterstützen Sie gerne ! 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Termine November 2019 
 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

11.11.2019 14.11.2019 08.11.2019 

Umsatzsteuer4 11.11.2019 14.11.2019 08.11.2019 
Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Gewerbesteuer 15.11.2019 18.11.2019 12.11.2019 
Grundsteuer 15.11.2019 18.11.2019 12.11.2019 
Sozialversicherung5 27.11.2019 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Fi-
nanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 

Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheit-
licher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Ar-
beitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.11.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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EEIINNKKOOMMMMEENNSSTTEEUUEERR  

Rückwirkende Versteuerung von Gewinnen aus 
der Veräußerung von Lebensversicherungen 

Erträge aus vor dem 1. Januar 2005 abgeschlosse-
nen Lebensversicherungsverträgen wurden zu-
nächst nicht besteuert, sondern lediglich der Zu-
fluss von Zinsen. Steuerpflicht entstand jedoch für 
die Erträge, bei denen der Lebensversicherungs-
vertrag von der Versicherungsgesellschaft vor Ab-
lauf von zwölf Jahren zurückgekauft wurde. Durch 
eine Gesetzesänderung ist die Veräußerung von 
Versicherungsverträgen nach dem 
31. Dezember 2008 dem Rückkauf gleichgesetzt 
worden. 

Ein Steuerpflichtiger verkaufte 2012 einen Lebens-
versicherungsvertrag, den er 2002 abgeschlossen 
hatte. Das Finanzamt besteuerte die Erträge aus 
dem Vertrag. Dagegen wehrte sich der Steuer-
pflichtige. Er argumentierte, dass die bis zum 
31. Dezember 2004 entstandenen Erträge steuer-
frei geblieben wären, hätte er den Vertrag bis dahin 
veräußert. Eine spätere Gesetzesänderung führe 
zu einer steuerlich unzulässigen rückwirkenden 
Besteuerung. 

Dem widersprach das Finanzgericht Münster. Die 
Gesetzesänderung ist rechtmäßig. Die Erträge sind 
steuerpflichtig. 

Kein Verlustausgleich mit Kirchensteuer- Er-
stattungsüberhang 

Ein Erstattungsüberhang aus zurückgezahlter Kir-
chensteuer kann nicht mit Verlustvorträgen ausge-
glichen werden. Ein solcher Überhang ist als Ein-
kommen zu versteuern. 

Kirchensteuern mindern als Sonderausgaben den 
in einem ersten Schritt ermittelten Gesamtbetrag 
der Einkünfte. Sind die Erstattungen von in Vorjah-
ren gezahlter Kirchensteuer höher als die im lau-
fenden Jahr gezahlten Beträge, ergibt sich ein 
sog. Erstattungsüberhang. Dieser Erstattungsüber-
hang führt seit 2012 zu einem 
sog. Hinzurechnungsbetrag. Der Kirchensteuerer-
stattungsüberhang ist als negative Sonderausgabe 
zu berücksichtigen. Dadurch kann es zu einer Ein-
kommensteuerschuld kommen, obwohl der Ge-
samtbetrag der Einkünfte nach Verlustausgleich 
0,00 € beträgt. Dies ist auch dann der Fall, wenn 
sich die erstatteten Kirchensteuern im Zahlungsjahr 
nicht steuermindernd ausgewirkt haben. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

AARRBBEEIITTNNEEHHMMEERR  //  AARRBBEEIITTGGEEBBEERR  

Zweitwohnungsmiete nach Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses als Werbungskosten 

Arbeitnehmer können die notwendigen Mehrauf-
wendungen, die ihnen aufgrund einer beruflich ver-
anlassten doppelten Haushaltsführung entstehen, 
als Werbungskosten ansetzen. Eine doppelte Haus-
haltsführung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer au-
ßerhalb des Orts seiner ersten Tätigkeitsstätte einen 
eigenen Hausstand unterhält und am Ort dieser 
Tätigkeitsstätte wohnt. Das Vorliegen eines eigenen 
Hausstands setzt das Innehaben einer Wohnung 
sowie die finanzielle Beteiligung an den Kosten der 
Lebensführung voraus. 

Angesetzt werden können u. a. die tatsächlichen 
Aufwendungen für die Nutzung der Unterkunft am 
Beschäftigungsort, höchstens 1.000 € im Monat bei 
einer inländischen Wohnung. Zu den Aufwendungen 
zählen insbesondere Miete und Nebenkosten, Ab-
setzung für Abnutzung für Einrichtungsgegenstände, 
laufende Reinigung und Pflege, Zweitwohnungsteu-
er, Miete für Kfz-Stellplätze und Aufwendungen für 
die Gartennutzung. 

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass 
die Miete für eine ursprünglich für eine doppelte 
Haushaltsführung genutzte Wohnung nach Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses für die Dauer der 
Suche nach einem neuen Arbeitsplatz als vorweg-
genommene Werbungskosten abgezogen werden 
kann. 

 

UUNNTTEERRNNEEHHMMEERR  

Stolperfallen bei Geschenken an Geschäfts-
freunde 

Das Jahresende naht. Die Zeit der Geschenke - 
auch an Geschäftsfreunde. Um die Aufwendungen 
als Betriebsausgaben geltend machen zu können, 
sind insbesondere nachfolgende Punkte zu beach-
ten: 

· Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu 
einem Wert von 35 € netto pro Jahr und pro 
Empfänger abzugsfähig. 

· Die nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versi-
cherungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung 
der Wertgrenze einzubeziehen. In diesen Fällen 
darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 € betragen. 

· Es muss eine Rechnung vorliegen. Der Schen-
ker muss auf dieser den Namen des Empfän-
gers vermerken. Bei Rechnungen mit vielen Po-
sitionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste 
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mit den Empfängernamen sowie der Art und 
der Betragshöhe des Geschenks gefertigt wer-
den. 

· Schließlich müssen die Aufwendungen auf ein 
separates Konto, z. B. „Geschenke an Ge-
schäftsfreunde“, getrennt von allen anderen 
Betriebsausgaben, gebucht werden. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschen-
ke pro Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag 
von 35 € oder werden die formellen Voraussetzun-
gen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese 
Personen insgesamt nicht abzugsfähig. 

Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten 
Sachzuwendungen und Geschenken die Möglich-
keit, eine Pauschalsteuer von 30 % zzgl. Solidari-
tätszuschlag und Kirchensteuer zu leisten. In die-
sem Fall stellt die Übernahme der pauschalen Ein-
kommensteuer nach Auffassung des Bundesfi-
nanzhofs ein weiteres Geschenk dar. Übersteigt 
der Wert des Geschenks selbst bzw. zusammen 
mit der übernommenen Pauschalsteuer den Betrag 
von 35 €, unterliegt auch die pauschale Einkom-
mensteuer dem Abzugsverbot. Die Finanzverwal-
tung hat indes mitgeteilt, dass sie die übernomme-
ne Steuer bei der Prüfung der Freigrenze aus Ver-
einfachungsgründen weiterhin nicht einbezieht. 

Die Pauschalierung ist ausgeschlossen, soweit die 
Aufwendungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr 
oder je Einzelzuwendung 10.000 € übersteigen. Die 
Zuwendungen sind dennoch weiterhin aufzuzeich-
nen. 

Überdies ist u. a. Folgendes zu beachten: 

· Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwen-
dung der Pauschalierung der Einkommensteu-
er für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahrs ge-
währten Zuwendungen einheitlich auszuüben. 
Es ist jedoch zulässig, die Pauschalierung je-
weils gesondert für Zuwendungen an Dritte 
(z. B. Geschäftsfreunde und deren Arbeitneh-
mer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwen-
den. 

· Sachzuwendungen bis 10 € (sog. Streuwerbe-
artikel) müssen nach Auffassung der Finanz-
verwaltung nicht in die Bemessungsgrundlage 
der Pauschalierung einbezogen werden. Der 
Bundesfinanzhof sieht dies anders. 

· Auch bloße Aufmerksamkeiten (Sachzuwen-
dungen aus Anlass eines besonderen persönli-
chen Ereignisses, wie Geburtstag bzw. Jubilä-
um) sind keine Geschenke und gehören daher 
nicht zur Bemessungsgrundlage. Das gilt, so-
fern der Wert der Aufmerksamkeit 60 € (inklu-
sive Umsatzsteuer) nicht übersteigt. 

Der Unternehmer hat den Zuwendungsempfänger 
darüber zu informieren, dass er die Pauschalierung 
anwendet. Eine besondere Form ist hierfür nicht 

vorgeschrieben. Als Folge der Pauschalversteue-
rung durch den Zuwendenden muss der Empfänger 
die Zuwendung nicht versteuern. 

Da die Vorschriften äußerst komplex sind, empfiehlt 
sich die Unterstützung durch einen Steuerberater. 

Besteuerung stiller Reserven bei Beendigung 
einer Betriebsaufspaltung 

Bei der echten Betriebsaufspaltung wird ein einheit-
licher Betrieb in ein operativ tätiges Betriebsunter-
nehmen und ein wesentliche Teile des Anlagever-
mögens an das Betriebsunternehmen vermietendes 
Besitzunternehmen aufgespalten. Bei der unechten 
Betriebsaufspaltung sind Betriebs- und Besitzunter-
nehmen nicht aus einem einheitlichen Betrieb her-
vorgegangen. 

Endet eine Betriebsaufspaltung durch Wegfall der 
personellen Verflechtung, führt das nicht zur Be-
triebsaufgabe des Besitzunternehmens, wenn dieser 
Betrieb anschließend durch eine Betriebsverpach-
tung fortgeführt wird. 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs setzt die 
Versteuerung der stillen Reserven durch eine Be-
triebsaufgabe voraus, dass der Betrieb als Ganzes 
eingestellt und der Finanzbehörde gegenüber klar 
und eindeutig die Aufgabe des Betriebs erklärt wird. 
Unbedeutend ist, ob es sich um eine echte oder 
unechte Betriebsaufspaltung handelt. 

Betriebsveranstaltungen aus Steuersicht 

Viele Unternehmen lassen das Jahresende mit einer 
festlichen Weihnachtsfeier ausklingen. Gut, dass bis 
zu zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr für Mitar-
beiter steuer- und sozialversicherungsfrei ausgerich-
tet werden können. Dies gilt, soweit die Kosten für 
die Feierlichkeiten den Betrag von 110 € je Be-
triebsveranstaltung und teilnehmenden Arbeitneh-
mer nicht übersteigen. Es handelt sich hierbei um 
einen Freibetrag. Wird die Wertgrenze überschritten, 
muss folglich nur der übersteigende Betrag versteu-
ert werden. Darüber hinaus ist Folgendes zu beach-
ten: 

· Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es 
sich um eine Veranstaltung auf betrieblicher 
Ebene mit gesellschaftlichem Charakter handelt, 
z. B. Betriebsausflüge oder Weihnachtsfeiern. 

· Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des 
Betriebs, eines Teilbetriebs oder einer in sich 
geschlossenen betrieblichen Organisationsein-
heit (z. B. einer Abteilung) zugänglich sein. 

· Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveran-
staltung sind alle Aufwendungen des Arbeitge-
bers inklusive Umsatzsteuer. Es spielt keine 
Rolle, ob die Aufwendungen einzelnen Arbeit-
nehmern individuell zurechenbar sind oder es 
sich um einen rechnerischen Anteil an den Kos-
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ten der Betriebsveranstaltung handelt, die der 
Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren 
Rahmen der Betriebsveranstaltung aufwendet 
(z. B. Raummieten oder Kosten für einen 
Eventplaner; auch Kosten für Begleitpersonen 
des Mitarbeiters müssen berücksichtigt wer-
den). 

· Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 
110 € je Betriebsveranstaltung und teilneh-
menden Arbeitnehmer nicht übersteigen, blei-
ben sie beim Arbeitnehmer steuerlich unbe-
rücksichtigt. 

· Übersteigen die Kosten je Betriebsveranstal-
tung den Freibetrag von 110 € und/oder nimmt 
ein Arbeitnehmer an mehr als zwei Betriebs-
veranstaltungen teil, sind die insoweit anfallen-
den zusätzlichen Kosten steuerpflichtig. 

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal 
mit 25 % versteuern. Voraussetzung hierfür ist, 
dass die Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen-
steht. Etwaige Geldgeschenke, die zwar im Rah-
men einer Betriebsveranstaltung gemacht werden, 
aber kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, unter-
liegen nicht der Pauschalierungsmöglichkeit. 

Hinweis: Nach einem Urteil des Finanzgerichts 
Köln gehen Absagen zur Weihnachtsfeier steuerlich 
nicht zulasten der feiernden Kollegen. Das ab-
schließende Urteil des Bundesfinanzhofs steht 
noch aus. 

  

UUMMSSAATTZZSSTTEEUUEERR  

Gesamtbetrag der Umsätze und nicht Handels-
spanne zur Ermittlung der Kleinunternehmer-
grenze bei Differenzbesteuerung maßgeblich 

Kleinunternehmer brauchen ihre Umsätze nicht der 
Umsatzsteuer zu unterwerfen. Kleinunternehmer 
ist, dessen Umsatz im vorangegangenen Kalender-
jahr 17.500 € nicht überstiegen hat und im laufen-
den Kalenderjahr voraussichtlich 50.000 € nicht 
übersteigen wird. 

Wiederverkäufer, die z. B. Waren von Privatperso-
nen kaufen, können als steuerpflichtigen Umsatz 
die Differenz zwischen Verkaufspreis und Ein-
kaufspreis, die Handelsspanne, ansetzen 
(sog. Differenzbesteuerung). 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat auf 
Vorlage des Bundesfinanzhofs entschieden, dass 
zur Ermittlung der Kleinunternehmergrenze die 
Umsätze mit den vom Unternehmer vereinnahmten 
oder zu vereinnahmenden Beträgen, also dem 
vollen Kaufpreis, und nicht nur mit der Handels-
spanne anzusetzen sind. Dies ergibt sich aus den 
unionsrechtlichen Vorgaben. 

Umsatzsteuerentstehung bei ratenweise vergüte-
ten Vermittlungsleistungen 

Grundsätzlich entsteht die Umsatzsteuer für Liefe-
rungen und sonstige Leistungen bei der Berechnung 
nach vereinbarten Entgelten (sog. Sollbesteuerung) 
mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die 
Leistungen ausgeführt worden sind. Diese Regelung 
führt bei Unternehmen häufig zu Liquiditätsproble-
men, da die abzuführende Umsatzsteuer zunächst 
vorfinanziert werden muss und bis zur tatsächlichen 
Vereinnahmung der Entgelte längere Zeiträume 
vergehen können. 

Der Bundesfinanzhof hatte die Frage zu beantwor-
ten, ob ein Unternehmer verpflichtet ist, die für die 
Leistung geschuldete Umsatzsteuer für einen Zeit-
raum von zwei Jahren vorzufinanzieren, wenn er die 
Vergütung für seine Leistung teilweise erst zwei 
Jahre nach Entstehung des Steuertatbestands er-
hält. 

Im Urteilsfall erbrachte eine Spielervermittlerin 
Dienstleistungen im Bereich des Profifußballs. Bei 
erfolgreicher Vermittlung eines Spielers an einen 
Verein erhielt sie von diesem eine Provision. Nach 
den vertraglichen Vereinbarungen wurde die Provi-
sion halbjährlich an die Unternehmerin ausgezahlt. 
Die Provision wurde, solange der Spieler bei dem 
Verein unter Vertrag stand, in Raten ausgezahlt. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass in diesem 
speziellen Fall der Steuertatbestand und der Steu-
eranspruch nicht bereits im Zeitpunkt der Vermitt-
lung eintrat, da die Provisionen über mehrere Jahre 
nach der Vermittlung in Raten gezahlt wurden. Die 
Unternehmerin konnte folglich die Provisionen erst 
bei Vereinnahmung versteuern. 

 

Leistungen, bei denen sich der Ort nach dem 
Empfängerort richtet 

Ein Wettbüro vermittelte Sportwetten und leitete 
diese an seinen belgischen Geschäftspartner B 
weiter. Bei Annahme des jeweiligen Wettangebots 
kam die Wette mit dem Wetthalter am Sitz des Ver-
mittlers zustande. Das Wettbüro erhielt vom Wett-
halter eine Provision, die es als nicht umsatzsteuer-
bar behandelte, weil es davon ausging, dass der 
Wetthalter in Belgien ansässig sei. Das Finanzamt 
stellte später fest, dass B keine Glücksspiellizenz in 
Belgien hatte und keine Lotteriesteuer zahlte; B übte 
seine Tätigkeit tatsächlich nur in Deutschland aus. 

Das Finanzamt war der Meinung, dass die Vermitt-
lungsleistungen nicht in Belgien, sondern am Sitz 
des Wettbüros in Deutschland steuerbar seien. 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg stellte klar, 
dass bei Leistungen, bei denen sich der Ort der 
Leistung nach dem Empfängerort richtet, ein inländi-
scher Empfängerort zu unterstellen ist, wenn ein 
ausländischer Empfängerort nicht glaubhaft ge-
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macht werden kann. Im entschiedenen Fall bezwei-
felte das Gericht, dass das Wettbüro überhaupt 
Vermittlungsleistungen erbracht hat. Es ging viel-
mehr davon aus, dass das Wettbüro selbst Wetten 
eingegangen war und nur vorgespiegelt habe, 
Sportwetten zu vermitteln. 

Unter Umständen muss der Bundesfinanzhof end-
gültig entscheiden. 

Beweislast für das Vorliegen der Voraussetzun-
gen für den Vorsteuerabzug 

Ein Unternehmer kann die gesetzlich geschuldete 
Steuer für Lieferungen oder sonstige Leistungen, 
die von anderen Unternehmern für sein Unterneh-
men ausgeführt worden sind, als Vorsteuer abzie-
hen. Die Leistung muss tatsächlich bewirkt werden 
und der Unternehmer muss eine ordnungsgemäße 
Rechnung besitzen. 

Der Unternehmer hat bei offensichtlichen Zweifeln 
sachdienliche Auskünfte über seine Lieferanten 
einzuholen. Er trägt die Feststellungslast dafür, 
dass Rechnungsaussteller und leistender Unter-
nehmer identisch sind und keine Scheinlieferung 
vorliegt. 

Die Vorsteuerabzugsmöglichkeit entfällt, wenn der 
Unternehmer wusste oder hätte wissen müssen, 
dass er mit dem Erwerb in eine Umsatzsteuerhin-
terziehung einbezogen wurde. Ob derartige Um-
stände vorliegen, haben die Finanzbehörden nach-
zuweisen. 

Der Bundesfinanzhof muss womöglich abschlie-
ßend entscheiden. 

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Münster) 

  

KKAAPPIITTAALLGGEESSEELLLLSSCCHHAAFFTTEENN  

Jahresabschluss 2018 muss bis zum Jahresen-
de 2019 veröffentlicht werden 

Unternehmen, die gesetzlich verpflichtet sind, ihren 
Jahresabschluss zu veröffentlichen (z. B. GmbH 
oder GmbH & Co. KG), müssen die Frist zur Veröf-
fentlichung beachten. Der Abschluss muss spätes-
tens vor Ablauf des zwölften Monats des dem Ab-
schlussstichtag nachfolgenden Geschäftsjahrs 
offengelegt werden. 

Unternehmen, die ihre Jahresabschlüsse nicht 
rechtzeitig einreichen, müssen mit der Festsetzung 
von Ordnungsgeldern rechnen. Sie werden sodann 
durch das Bundesamt für Justiz von Amts wegen 
aufgefordert, ihrer gesetzlichen Verpflichtung inner-
halb von sechs Wochen nachzukommen. Mit der 
Anforderung ist gleichzeitig eine Mahngebühr fällig, 
die auch nach verspäteter Einreichung nicht erlas-
sen bzw. angerechnet wird. 

Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an zwei aufei-
nanderfolgenden Abschlussstichtagen mindestens 
zwei der folgenden Merkmale nicht überschreiten 
(350.000 € Bilanzsumme, 700.000 € Umsatzerlöse 
und durchschnittlich zehn beschäftigte Arbeitneh-
mer) sieht das Gesetz Erleichterungen vor: 

Sie müssen unter bestimmten Voraussetzungen 
keinen Anhang erstellen. Hierfür müssen bestimmte 
Angaben unter der Bilanz ausgewiesen sein: Anga-
ben zu den Haftungsverhältnissen, Angaben zu den 
Vorschüssen oder Krediten, die an Mitglieder des 
Geschäftsführungsorgans, eines Beirats oder Auf-
sichtsrats gewährt wurden, erforderliche Angaben zu 
den eigenen Aktien der Gesellschaft (bei einer Akti-
engesellschaft). Darüber hinaus können in besonde-
ren Fällen zusätzliche Anhangangaben nötig sein, 
wenn der Abschluss kein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage widerspiegelt. 

Auch werden Kleinstkapitalgesellschaften Optionen 
zur Verringerung der Darstellungstiefe im Jahresab-
schluss eingeräumt. Schließlich können die gesetzli-
chen Vertreter dieser Gesellschaften zwischen der 
Offenlegung durch Veröffentlichung (Bekanntma-
chung der Rechnungslegungsunterlagen) oder 
durch Hinterlegung der Bilanz beim Betreiber des 
Bundesanzeigers wählen. Dabei ist auch im Fall der 
Hinterlegung die elektronische Einreichung der Un-
terlagen vorgeschrieben. 

  

EERRBBSSCCHHAAFFTTSSTTEEUUEERR  //  
SSCCHHEENNKKUUNNGGSSTTEEUUEERR  

Mittelbare Schenkung von Betriebsvermögen 

Von einer mittelbaren Schenkung spricht man, wenn 
der Beschenkte einen Geldbetrag erhält, um hiervon 
eine Investition zu tätigen. Bei einer Geldschenkung 
zum Erwerb eines bestimmten Mietwohngrund-
stücks gilt bspw. nicht der Geldbetrag, sondern der 
nach den Vorschriften des Bewertungsgesetzes 
ermittelte Grundbesitzwert als geschenkt, auch 
wenn dieser niedriger als der Geldbetrag ist. 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs können bei 
einer Geldschenkung zum Erwerb von Betriebsver-
mögen nicht die hierfür geltenden Erbschaft- 
bzw. Schenkungsteuervergünstigungen in Anspruch 
genommen werden. Diese sind nur bei direkter 
Übertragung begünstigten Betriebsvermögens auf 
den Beschenkten zu gewähren. 

Hinweis: Das Urteil ist zwar zum 2008 geltenden 
Erbschaftsteuerrecht ergangen, gilt aber auch für die 
aktuelle Rechtslage. 
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Erbschaftsteuerbefreiung für ein Familienheim 
im Fall der Renovierung 

Ein Sohn wurde nach dem Ableben seines Vaters 
Alleineigentümer des u. a. zum Nachlass gehören-
den bisher vollständig selbst genutzten Zweifamili-
enhauses. Er beantragte im Zuge der Erbschaft-
steuerfestsetzung die Steuerbefreiung für den Er-
werb der Immobilie. Das Finanzamt versagte die 
Befreiung, da der Sohn das Haus nicht unverzüg-
lich zur Selbstnutzung für eigene Wohnzwecke 
bestimmt habe. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Sichtweise des 
Finanzamts und entschied, dass der Erwerb des 
Zweifamilienhauses nicht steuerbefreit ist. Voraus-
setzung für eine solche Steuerbefreiung ist u. a., 
dass das erworbene Haus beim Erwerber unver-
züglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, zur 
Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken bestimmt 
ist (Familienheim). Angemessen hierfür ist in der 
Regel ein Zeitraum von sechs Monaten nach dem 
Erbfall. Zieht der Erwerber innerhalb dieses Zeit-
raums in das Haus ein, kann regelmäßig davon 
ausgegangen werden, dass eine unverzügliche 
Bestimmung zur Selbstnutzung als Familienheim 
vorliegt. 

Im entschiedenen Fall hatte der Sohn erst mehr als 
zwei Jahre nach dem Todesfall und mehr als sechs 
Monate nach der Eintragung im Grundbuch Ange-
bote von Handwerkern eingeholt und mit der Reno-
vierung begonnen. Da er zudem nicht dargelegt 
und glaubhaft gemacht hatte, dass er diese Verzö-
gerung nicht zu vertreten hatte, war keine Steuer-
befreiung zu gewähren. 

Steuerberatungs- und Räumungskosten als 
Nachlassverbindlichkeiten 

Bei der Erbschaftsteuer unterliegt nicht der Nach-
lass als solches, sondern die jeweils beim Erwerber 
eingetretene Bereicherung der Besteuerung. Des-
halb sind als Erblasserschulden die Verbindlichkei-
ten abzugsfähig, die schon zu Lebzeiten des Erb-
lassers entstanden waren und zum Zeitpunkt des 
Erbfalls noch bestanden. 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat ent-
schieden, dass vom Erben für die nachträgliche 
Erstellung berichtigter Einkommensteuererklärun-
gen (des Erblassers) gezahlte Steuerberatungskos-
ten als Nachlassverbindlichkeiten den Wert des 
Nachlasses und somit die Erbschaftsteuer minder-
ten. 

Kosten für die Räumung einer hinterlassenen Ei-
gentumswohnung des Erblassers seien nach die-
sem Urteil dagegen nicht abzugsfähig. Im Urteilsfall 
habe der Erblasser die Räumung der Wohnung 
nicht selbst beauftragt. Deshalb sei zum Todestag 
die Erbmasse nicht mit einer durch den Erblasser 
eingegangenen Verpflichtung belastet. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entschei-
den. 

Auslegung eines gemeinschaftlichen Testa-
ments im Fall gleichzeitigen Ablebens 

Bestimmt ein Ehepaar im gemeinsamen Testament 
Erben nur für den Fall, dass sie beide gleichzeitig 
sterben, haben diese Erben keine besonderen 
Rechte, falls ein Ehepartner später stirbt. Das hat 
der Bundesgerichtshof entschieden. 

Ein Ehepaar hatte sich 2002 gegenseitig zu Allein-
erben bestimmt, falls einer den anderen überlebt. Im 
März 2012 ergänzten sie im Testament, dass bei 
gleichzeitigem Ableben das Erbe gleichmäßig zwi-
schen einer Nichte und drei Neffen des Manns auf-
geteilt werden soll. Im März 2015 starb der Ehe-
mann, im Juli 2016 die kinderlose Frau. Das Nach-
lassgericht erteilte einen Erbschein, der die Neffen 
und die Nichte als Miterben zu je ¼ Anteil auswies. 
Eine nach der gesetzlichen Erbfolge den Neffen und 
der Nichte vorgehende Cousine des Ehemanns 
beanspruchte ihren Ausweis als Alleinerbin. 

Das Gericht bestätigte, dass die Eheleute ihre Nef-
fen und ihre Nichte nicht generell als Schlusserben 
eingesetzt haben. Der wirkliche Wille der Erblasser 
müsse in einer formwirksamen letztwilligen Erklä-
rung zumindest angedeutet sein. Das gemeinschaft-
liche Testament aus 2012 enthalte keine Regelung 
für den Fall nicht gleichzeitigen Versterbens. Damit 
war eine Schlusserbenregelung nicht einmal form-
wirksam angedeutet worden. Die Formulierung „bei 
gleichzeitigem Versterben“ könne allenfalls Fälle 
erfassen, in denen die Ehegatten kurz nacheinander 
versterben, ohne dass der Überlebende in dieser 
Zeit die Möglichkeit hatte, ein neues Testament zu 
errichten. 

 

 Quelle 
Deutsches Steuerberaterinstitut e.V. 
Littenstraße 10, 10179 Berlin 
 
Hinweis 
Diese fachlichen Informationen können den zugrunde-
liegenden Sachverhalt oftmals nur verkürzt wiederge-
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